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Beschlussvorlage 
 öffentlich: Ja 

 Drucksachen-Nr.: 

Erfassungsdatum: 

06/548 

22.12.2015 

 

Beschlussdatum: 

 

 Einbringer: 

Oberbürgermeister, 

Beteiligungsmanagement 

 

Beratungsgegenstand: 

Gründung der SoPHi Greifswald GmbH durch die WVG 

 

Beratungsfolge 

Verhandelt - beschlossen 
am TOP Abst. ja nein enth. 

Ausschuss für Finanzen, 

Liegenschaften und 

Beteiligungen 

11.01.2016 6.2 
zur Kenntnis 

genommen 
   

Ausschuss für Sport, 

Soziales und Jugend 
11.01.2016 7.1 

zur Kenntnis 

genommen 
   

Hauptausschuss 18.01.2016 5.2 

in den nächsten 

Sitzungszyklus 

verschoben 

   

Senat 26.01.2016 5.1     

Ortsteilvertretung 

Schönwalde II/Groß 

Schönwalde 

17.02.2016 6 
behandelt, nicht 

abgestimmt 
   

Ausschuss für Finanzen, 

Liegenschaften und 

Beteiligungen 

22.02.2016 6.2 

in den nächsten 

Sitzungszyklus 

verschoben 

   

Ausschuss für Sport, 

Soziales und Jugend 
22.02.2016 10.1 

in den nächsten 

Sitzungszyklus 

verschoben 

   

Ausschuss für Wirtschaft, 

Tourismus und Kultur 
23.02.2016 7.2 

in den nächsten 

Sitzungszyklus 

verschoben 

   

Hauptausschuss 29.02.2016 5.3 von TO gestrichen    

Senat 05.04.2016 5.3     

Ausschuss für Finanzen, 

Liegenschaften und 

Beteiligungen 

25.04.2016 6.3 zurückgezogen    

Ausschuss für Sport, 

Soziales und Jugend 
25.04.2016 8.2 zurückgezogen    

Ausschuss für Wirtschaft, 

Tourismus und Kultur 
26.04.2016 6.1 zurückgezogen    

Hauptausschuss 09.05.2016      

Bürgerschaft 23.05.2016      

Senat 27.09.2016      

Ausschuss für Finanzen, 

Liegenschaften und 

Beteiligungen 

17.10.2016      

Ausschuss für Sport, 

Soziales und Jugend 
17.10.2016      

Ausschuss für Wirtschaft, 18.10.2016      
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Tourismus und Kultur 

Hauptausschuss 01.11.2016      

Bürgerschaft 10.11.2016      

 

Beschlusskontrolle: Termin: 

  

 

Haushalt Haushaltsrechtliche Auswirkungen? Haushaltsjahr 

Ergebnishaushalt Ja                  Nein:   

Finanzhaushalt Ja                  Nein:   

 

Beschlussvorschlag 

 

Die Bürgerschaft beschließt  

 

1. die Zustimmung zur Gründung der SoPHi Greifswald GmbH durch die Wohnungsbau- und 

Verwaltungsgesellschaft mbH Greifswald (WVG). 

 

2. die Zustimmung zum Gesellschaftsvertrag der SoPHi Greifswald GmbH. 

 

3. Der Oberbürgermeister wird zur entsprechenden Beschlussfassung in der 

Gesellschafterversammlung der WVG nach Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen 

gemäß §77 KV M-V ermächtigt. 

 

Sachdarstellung/ Begründung 

 

Die WVG beabsichtigt die Gründung einer Gesellschaft für Sozial-, Pflege- und 

Hilfsdienstleistungen in Greifswald -  SoPHi Greifswald GmbH als 100%-ige Tochter. Die Gründung 

erfolgt als Bargründungsgesellschaft durch die WVG. Die Geschäftsaufnahme ist zum 1.4.2016 

geplant. 

 

Gegenstand und Zweck: 

Die SoPHi Greifswald GmbH soll wohnbegleitende Dienstleistungen einschließlich Unterstützung 

der Pflegebedürftigen als ganzheitlicher Dienst am Menschen erbringen.  

 

 

Die Gesellschaft sieht ihre Aufgaben einerseits im Bereich der Sozialdienstleistungen/ 

wohnbegleitenden Dienstleistungen für Greifswalderinnen und Greifswalder:   

- Vermittlung von Hilfsangeboten, Hilfe bei Antragsstellung 

- Beratung und Prävention, Vermittlung und Schuldnerberatung 

- wohnungswirtschaftliche Lösungsvorschläge 

- Vermietung von Gemeinschaftsräumen 

- Vermittlung anderer haushaltsnaher Dienstleistungen (Umzugsservice, Essen auf Rädern, 

Kinderbetreuung, Fahr- und Botendienste, hauswirtschaftliche Versorgung, Betreuung der 

Wohnung bei Abwesenheit) 

 

Weiterhin sollen für die Mieterinnen und Mieter der WVG ambulante und stationäre 

Pflegedienstleistungen angeboten werden. 

- grundpflegerische Tätigkeiten 

- häusliche Krankenpflege 

- Beratung der Pflegebedürftigen und ihrer Angehörigen 

- Erbringung ambulanter und stationärer Pflegedienstleistungen 

- Informationsservice  

- Vermittlung von Pflegehilfsmitteln 

- Antragsunterstützung bei notwendigen Leistungen 

- Notrufschaltung 
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Rechtsform: 

- Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

 

Stammkapital: 

- 94 TEUR Bareinlage durch die WVG 

 

Gesellschaftsorgane:  

- Geschäftsführung  

- Gesellschafterversammlung  

 

Gesellschaftsvertrag: 

Der Gesellschaftsvertrag berücksichtigt die Anforderungen der KV M-V in der aktuellen Fassung 

(Haftungsbegrenzung, Wirtschaftsplanung nach EigVO, Prüfung nach Kommunalprüfungsgesetz 

M-V, Rechte gemäß §§ 53, 54 HGrG, Zustimmung bei Beteiligungen) 

 

Finanzierung: 

Die Finanzierung der laufenden Ausgaben und die Liquiditätsausstattung erfolgen durch den 

Gesellschafter sowie durch eigene Erträge. 

 

 

Gründungsvoraussetzungen:  

Die Zulässigkeitsvoraussetzungen für Unternehmen gemäß 68 Abs. 2 KV M-V gelten auch für 

mittelbare Unternehmen: 

1. der öffentliche Zweck rechtfertigt das Unternehmen, 

2. das Unternehmen steht nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur 

Leistungsfähigkeit der Gemeinde/der WVG und zum voraussichtlichen Bedarf, 

3. die Gemeinde/WVG kann die Aufgabe ebenso gut und wirtschaftlich wie Dritte erfüllen. 

 

Der Vorlage sind ein ausführliches und erläuterndes Unternehmenskonzept mit Businessplan für 

die einzelnen Bereiche, einschließlich Personalbedarfs- und Investitionsbedarfsplanung, 

Chancen- und Risikoabwägung sowie die Wirtschaftsplanung nach EigVO beigefügt. Die 

Unterlagen sind in Teilen, soweit sie unternehmensinterne, betriebliche Belange der WVG 

betreffen, nichtöffentlich. 

Das Zustimmungserfordernis der Bürgerschaft ergibt sich aus den Anforderungen  

der KV M-V an eine Beteiligung einer Tochter (hier der WVG) an einem wirtschaftlichen 

Unternehmen in Privatrechtsform (§ 69 Abs.2, § 68 Abs. 1 Ziffer 1 und § 73 Abs. 1 KV M-V). 

 

Der Aufsichtsrat der WVG hat im Dezember 2015 mehrheitlich die Gründung der Gesellschaft 

empfohlen.   

 

Die Umsetzung des Beschlusses und notarielle Beurkundung sowie die Aufnahme der 

Geschäftstätigkeit kann erst nach Abschluss des Anzeigeverfahrens gemäß § 77 KV M-V bei der 

Rechtsaufsichtsbehörde erfolgen.  

 

 

Auswirkungen auf den Haushalt der Stadt: 

Soweit durch die notwendige Finanzausstattung der Gesellschaft durch die WVG mit liquiden 

Mitteln in den beiden ersten Geschäftsjahren der Mindestliquiditätsbedarf der WVG 

unterschritten wird, kann dies Auswirkungen auf die Höhe der Gewinnabführung an den Haushalt 

der Stadt haben.  

 

 

Anlagen: 

 

1 Unternehmenskonzept und Businessplan (öffentliche Fassung) 

Anlage zum Businessplan_Auszüge aus dem Pflegegutachten 2015 für die WVG mbH Greifswald 
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1 Unternehmenskonzept und Businessplan (nichtöffentliche Fassung) 

2 Wirtschaftsplan nach EigVO (nichtöffentlich) 

3 Gesellschaftsvertrag 

Stellungnahme HWK 

Stellungnahme IHK 

 

 



                                                       Anlage 1a

































 

 

Auszüge aus dem Pflegegutachten 2015 für die WVG Greifswald 

 

Aus den vorangegangenen Berechnungen und Prognosen geht hervor; 

• daß die Einwohnerzahl Greifswalds leicht steigen wird, 

• daß Greifswald als Universitätsstadt einen höheren und leicht wachsenden Anteil an 
jungen Menschen haben wird, 

• daß sich die Anzahl der Bewohner Greifswalds in den Alterskohorten 65+ deutlich 
erhöhen wird und 

• daß damit eine steigende Anzahl pflegebedürftiger Menschen einhergeht. 

Eine altengerechte Wohnung ist meist nicht identisch mit einer Wohnung, die für einen 
Pflegebedürftigen geeignet ist. 

Der Anstieg des Durchschnittsalters und des damit verbundenen Anstiegs der 
Pflegebedürftigen bedeuten eine große Herausforderung für die Wohnungswirtschaft. Neben 
der „Hardware“, d.h. den baulichen Maßnahmen, ist auch eine geeignete „Software“ zu 
empfehlen, d.h. Dienstleistungen und Service rund um die Pflegebedürftigen („neue, 
bezahlbare wohnungs- und pflegepolitische Konzepte“). 

Ein zu entwickelndes Maßnahmenpaket sicherte der WVG: 

- eine gute Versorgung pflegebedürftiger Mieter, 

- eine gute Auslastung eigener Wohnungen im Vergleich zu einem passiven Zuwarten, 

- attraktive Investitionsmöglichkeiten hinsichtlich der Rendite sowie 

- ein fortgeschriebenes und gelebtes Leitbild. 

 

Bis 2030 wächst die Anzahl der Pflegebedürftigen in Greifswald um ca. 760 Pflegebedürftige. 
Diese Anzahl unterteilt sich nach den Pflegestufen und Pflegebildern und muß über neue 
Kapazitäten abgedeckt werden, da alle Einrichtungen in Greifswald aktuell ausgelastet sind. 

Insbesondere müssen für die höheren Pflegestufen sowie besondere Pflegebilder spezialisierte 
Einrichtungen neu errichtet werden. Wir schätzen, daß bis 2030 etwa 180 spezielle, stationäre 
Pflegeplätze neu geschaffen werden müssen. Wenn man von rd. 100.000 € pro Platz ausgeht, 
dann sind bis 2030 Investitionen in Höhe von 18 Mio. € erforderlich. Die WVG könnte als 
bonitätsstarke Gesellschaft eine Teilmenge dieses Bedarfes abdecken und damit Sicherheit für 
die zukünftigen Pflegebedürftigen sowie die Kommune bieten. Ob der komplette 
diesbezügliche Bedarf von den bestehenden Pflegediensten gedeckt (und in Höhe von 18 
Mio € finanziert) werden könnte, ist nicht sicher. 

Die Gründung eines eigenen Pflegedienstes durch die WVG bedeutet Sicherheit und 
Bezahlbarkeit für die zukünftigen Pflegebedürftigen. 

  



 

a. Einwohnerprognose 

Für die Hansestadt Greifswald liegen verschiedene Bevölkerungsprognosen vor. Diese 
verwenden zumeist verschiedene Ausgangswerte der IST-Einwohnerzahl und unterscheiden 
sich zudem in ihrer Aktualität.  

Nach Betrachtung des Trends der letzten Jahre, verschiedenen Expertengesprächen sowie der 
Rücksprache mit dem Auftraggeber wurde sich auf ein Szenario verständigt, welches die 
heutige Ist-Einwohnerzahl mit der Prognose von Szenario 2 verbindet. Szenario 2 geht von 
einem leichten Wachstum der Bevölkerung bis 2030 aus. Für die Berechnung wurde der Wert 
2013 von Szenario 2 an den IST-Wert 2013 der Hansestadt Greifswald angepasst. Die Prognose 
für die folgenden Jahre wurde entsprechend der absoluten Entwicklung angeglichen. Es ergibt 
sich folgende Einwohnerprognose: 

Diagramm 3: Einwohnerprognose die Hansestadt Greifswald bis 2030 

 

Die Entwicklung der Alterskohorten übernimmt die prozentuale Entwicklung in dem Bericht 
der kleinräumigen Bevölkerungsprognose an und stellt sich wie folgt dar: 

Diagramm 4: Bevölkerungsentwicklung HGW nach Alterskohorten 
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Tabelle 2 fasst die Entwicklung für die Gesamtstadt und die WVG noch einmal zusammen: 

Tabelle 2: Bevölkerungsentwicklung HGW / WVG absolut 

 

b. Prognose der Pflegebedürftigkeit 

Für die Berechnung der Pflegebedürftigkeit wurde das Zahlenmaterial aus dem Bericht 
„Pflegeplanung für den Landkreis Vorpommern-Greifswald: Prognose bis 2015/ 2020“ vom 
Landkreis Vorpommern- Greifswald verwendet. Dieser Bericht enthält die Wahrscheinlichkeit 
der Pflegebedürftigkeit für die Hansestadt Greifswald und die umliegenden Landkreise: 

Tabelle 3: Risiko der Pflegebedürftigkeit1 

Altersgruppen

Region HGW 

Pflegebedürftigkeits-

wahrscheinlichkeit 
2010

Region OVP 

Pflegebedürftigkeits-

wahrscheinlichkeit 
2010

Region UER 

Pflegebedürftigkeits-

wahrscheinlichkeit 
2010

unter 15 0,44% 0,42% 0,63%

15 - 60 0,76% 0,92% 1,33%

60 - 64 1,60% 1,88% 2,38%

65 - 69 3,64% 3,99% 4,69%
70 - 74 6,05% 5,11% 7,23%

75 - 79 12,28% 9,99% 13,61%

80 - 84 25,31% 22,81% 28,25%

85 - 89 48,44% 44,00% 52,97%
90 und mehr 64,70% 60,92% 65,81%

0 - 90 und mehr 3,31% 3,42% 4,59%  

Für die Region Greifswald ergibt sich demnach eine Pflegebedürftigkeit von 3,31% über alle 
Altersgruppen. Bei einer Gesamtbevölkerung in 2013 von 56.445 (vgl. Kapitel IV.2.a.) ergeben 
sich rechnerisch 1.868 pflegebedürftige Einwohner in Greifswald. 2 In den Folgejahren steigt 
die Pflegewahrscheinlichkeit innerhalb Greifswalds leicht an. Sie wächst von 3,31% in 2013 
(2010) auf 4,09% in 2015, 4,79% in 2020, 5,04% in 2025 und 5,31% in 2030 (siehe Tabelle 4). 

 

                                                           
1 Vgl. „Pflegeplanung für den Landkreis Vorpommern-Greifswald: Prognose bis 2015/ 2020“, Landkreis 
Vorpommern- Greifswald, 2012, S. 40 
2 Für den Zeitraum zwischen 2010 und 2015 liegen keine neueren Zahlen vor, weshalb die 2010er 
Pflegebedürftigkeitswahrscheinlichkeit hier auf die 2013er Bevölkerung angewandt wird. 

HGW WVG HGW WVG HGW WVG HGW WVG HGW WVG

bis 25 
Jahre

14.470  4.850    13.450  4.510    14.870  4.990    15.480  5.190    15.820  5.310    

 25 bis 65 
Jahre 

32.690  10.960  33.060  11.080  31.170  10.450  30.070  10.080  29.250  9.810    

 65 bis 80 
Jahre 

8.110    2.720    8.180    2.740    8.560    2.870    9.620    3.220    10.640  3.570    

 ab 80
Jahre 

1.170    390      1.370    460      1.780    600      1.780    600      1.760    590      

gesamt 56.440  18.920  56.060  18.790  56.380  18.910  56.950  19.090  57.470  19.280  

Alters-
gruppen

2013 2015 2020 2025 2030
Einwohnerprognose (Szenario 2)



 

Tabelle 4: Entwicklung der Pflegebedürftigkeit in %:3 

  IST 2010 2015 2020 2025 2030 

Landkreis V-G 3,80% 4,70% 5,50% 5,79% 6,10% 

Greifswald 3,31% 4,09% 4,79% 5,04% 5,31% 
 

Für die Aufteilung der Pflegebedürftigen auf die verschiedenen Formen der Pflege (ambulante 
Pflege, stationäre Pflege und Pflege durch  Angehörige (Pflegegeld)) wurde auf die Verteilung 
der verschiedenen Gruppen gemäß der „Pflegeplanung für den Landkreis Vorpommern-
Greifswald: Prognose bis 2015/ 2020“ (S. 18 f.) zurückgegriffen. Die Verteilung der 
Pflegebedürftigen nach Art der Pflege für Greifswald und die WVG ergibt sich wie folgt: 

Tabelle 5: Verteilung der Pflegebedürftigen nach Art der Pflege 

 

Bis zum Jahr 2020 (2030) wird sich die Zahl der Pflegebedürftigen in Greifswald um etwa ein 
45% (64%) erhöhen.4 

Anhand den Zahlen der „Pflegeplanung für den Landkreis Vorpommern-Greifswald: Prognose 
bis 2015/ 2020“ (S. 18 f.) wurden die Pflegebedürftigen Greifswalds in die drei Gruppen der 
Pflegestufen unterteilt. Die Pflegestufe I stellt in allen Jahren rd. 52%, die Pflegestufe II rund 
36% und die Pflegestufe III gut 12% der Pflegebedürftigen. 

  

                                                           
3 Vgl. „Pflegeplanung für den Landkreis Vorpommern-Greifswald: Prognose bis 2015/ 2020“, Landkreis 
Vorpommern- Greifswald, 2012, S. 40. Für die Hansestadt Greifswald ist lediglich der Ausgangswert von 3,31% 
vorgegeben. Für die Folgeperioden wurde die prozentuale Steigung an die des Landkreises angepasst. Für die 
Jahre 2025 und 2030 wurden die Werte anhand des Berichts "Demografischer Wandel in Deutschland", Heft 2, 
Statistische Ämter des Bundes und der Länder, S. 29, errechnet. 
4 Vgl. Demografischer Wandel in Deutschland, Heft 2, Statistische Ämter des Bundes und der Länder, S.29 

HGW WVG HGW WVG HGW WVG HGW WVG HGW WVG
ambulante 
Pflege

770 260 950 320 1.120 370 1.190 400 1.270 420

stationäre 
Pflege

460 150 570 190 670 220 710 240 750 250

familiäre 
Pflege

630 210 780 260 910 310 970 320 1.030 350

gesamt 1.860 620 2.290 770 2.700 900 2.870 960 3.050 1.020

Zuwachs 
absolut

150 280 340 400

Anteil an 
EW/ 
Mietern

3,3% 3,3% 4,1% 4,1% 4,8% 4,8% 5,0% 5,0% 5,3% 5,3%

2010/2013 2020 203020252015



 

Diagramm 5: Verteilung der Pflegestufen innerhalb Greifswalds 

 

Ebenfalls aus den Zahlen der Pflegeplanung wurde eine Aufteilung der Pflegebedürftigen nach 
Art ihrer Pflege vorgenommen. Den größten Anteil übernimmt hierbei die ambulante Pflege 
(knapp 42%). Die Pflege durch Angehörige macht etwa 34% aus, die stationäre Pflege rund 
25%. 

Diagramm 6: Verteilung nach Art der Pflege innerhalb Greifswalds 
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ENTWURF 

 

Gesellschaftsvertrag der SoPHi Greifswald GmbH  

 

§ 1  

Firma und Sitz 

1. Die Firma der Gesellschaft lautet SoPHi Greifswald GmbH. 

2.  Sitz der Gesellschaft ist die Universitäts- und Hansestadt Greifswald.  

 

§ 2  

Zweck und Gegenstand des Unternehmens 

1. Die SoPHi Greifswald GmbH ist mit der Aufgabe betraut, wohnbegleitende Dienstleistun-

gen einschließlich Unterstützung der Pflegebedürftigen als ganzheitlicher Dienst am Men-

schen zu erbringen. 

 

2. Zu den Kernbereichen der Tätigkeit der SoPHi Greifswald mbH gehören:  

Betrieb sozialer Einrichtungen; Übernahme im Bereich der Wohnungswirtschaft und des 

Stadtteilmanagements anfallender sozialer Aufgaben; Dienstleistungen für die Gesell-

schaften des WVG Konzerns; Freizeitdienstleistungen, insbesondere Begegnungszen-

tren/Stadtteilcafés; Umzugsservice; Fahr- und Botendienste; soziale Betreuung und Bera-

tung, insbesondere Vermittlung von Betreuungsleistungen; Schuldnerberatung; Sicher-

heitsdienstleistungen, insbesondere Betreuung der Wohnung bei Abwesenheit; hauswirt-

schaftliche Versorgung; 

Erbringung ambulanter und stationärer Pflegedienstleistungen; Informationsservice, ins-

besondere wie Vermittlung von Kursen; Pflegeberatung; Service- und Betreuungsleistun-

gen gemäß § 45 SGB XI; Vermittlung von Pflegehilfsmitteln; Unterstützung bei der Bean-

tragung notwendiger Leistungen; sämtliche mit diesen Unternehmensgegenständen im 

Zusammenhang stehende oder diesen Zweck fördernde Geschäfte, soweit sie keiner be-

sonderen Erlaubnis bedürfen. 

 

3. Die Gesellschaft kann sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben anderer Unternehmen bedienen, 

sich an anderen Unternehmen beteiligen, fremde Unternehmen erwerben oder pachten 

sowie Hilfs- und Nebenbetriebe errichten. Hierzu bedarf es der Zustimmung der Universi-

täts- und Hansestadt Greifswald. Die Tochterunternehmen haben die Regelungen der 

Kommunalverfassung, die für Beteiligungen der Kommune gelten, zu beachten; die Sat-

zungen und Gesellschaftsverträge sind entsprechend zu gestalten. 

Anlage 3
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§ 3  

Beginn und Dauer der Gesellschaft 

Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit errichtet. Sie beginnt mit der Eintragung ins 

Handelsregister. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr ist ein 

Rumpfgeschäftsjahr, es endet am 31. Dezember, der auf die Eintragung der Gesellschaft 

im Handelsregister folgt.  

 

 4  

Stammkapital, Geschäftsanteile 

 

1.  Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 94.000,00 EUR (in Worten: vierundneunzig-

tausend Euro).  

 

2.  Auf das Stammkapital übernimmt: 

 der Gesellschafter,die Wohnungsbau- und Verwaltungsgesellschaft mbH Greifswald  

 den Geschäftsanteil Nr. 1 

 im Nennbetrag von 94.000,00 Euro. 

3.  Der Geschäftsanteil ist sofort in voller Höhe in bar einzuzahlen. 

4.  Die Aufnahme weiterer Gesellschafter ist möglich. Mindestens 50,1 5 der Anteile müssen 

durch die Wohnungsbau- und Verwaltungsgesellschaft mbH Greifswald gehalten werden.  

5.  Für die Gesellschafter besteht keine Nachschusspflicht. 

 

§ 5  

Gesellschaftsorgane 

Die Organe der Gesellschaft sind:  

a) die Geschäftsführung,  

b) die Gesellschafterversammlung 

 

§ 6  

Geschäftsführung, Vertretung 

1. Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer. ist nur ein Geschäftsführer 

bestellt, so vertritt er die Gesellschaft allein. Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so 

wird die Gesellschaft von zwei Geschäftsführern gemeinschaftlich oder von einem Ge-

schäftsführer in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten.  
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2. Die Gesellschafterversammlung kann einzelnen oder allen Geschäftsführern Alleinvertre-

tungsbefugnis einräumen.   

3. Der Geschäftsführung kann durch Beschluss der Gesellschafterversammlung Befreiung 

von den Beschränkungen des § 181 BGB erteilt werden.  

4. Die Geschäftsführung wird durch die Gesellschafterversammlung bestellt und abberufen, 

dieser obliegt auch der Abschluss, die Änderung oder Beendigung von Anstellungsver-

trägen mit Geschäftsführern.  

5. Rechte und Pflichten der Geschäftsführung ergeben sich aus dem Gesetz, dem Gesell-

schaftsvertrag, den Dienstverträgen, der Geschäftsordnung für die Geschäftsführung in 

ihrer jeweils gültigen Fassung und den von der Gesellschafterversammlung gegebenen 

Anweisungen. Die Geschäftsordnung für die Geschäftsführung wird durch die Gesell-

schafterversammlung erlassen. 

6. Die Geschäftsführung benötigt zur Vornahme von Handlungen, die über den gewöhnli-

chen Betrieb des Unternehmens hinausgehen, die Zustimmung der Gesellschafterver-

sammlung. 

Zustimmungsbedürftige Geschäfte sind insbesondere: 

a) der Erwerb und die Veräußerung von Unternehmen, 

b) die Beteiligung der Gesellschaft an anderen Unternehmen, die Änderung, die Aufhe-

bung solcher Beteiligungen, die Ausdehnung der Gesellschaft auf neue Standorte 

und Tätigkeitsfelder, 

c) die Veräußerung des Unternehmens im Ganzen oder die Einstellung des Geschäfts-

betriebes,  

d) die Errichtung oder Aufhebung von Zweigniederlassungen oder Betriebsteilen, 

e) der Erwerb und die Veräußerung von Gütern des Anlagevermögens im Werte über 

eine in der Geschäftsordnung für die Geschäftsführung festgelegten Grenze hinaus, 

g) die Aufnahme von Krediten und Darlehen über eine in der Geschäftsordnung für die 

Geschäftsführung festgelegte Grenze hinaus, 

f) die Einleitung von Rechtsstreitigkeiten, wenn der Streitwert eine in der Geschäftsord-

nung für die Geschäftsführung festgelegte Grenze übersteigt, 

g) der Abschluss von Anstellungsverträgen, wenn die Gesamtjahresbezüge eine in der 

Geschäftsordnung für die Geschäftsführung festgelegte Grenze übersteigen, 

h) die Eingehung von Dauerschuldverhältnissen, insbesondere der Abschluss von Miet-, 

Leasing- und Versicherungsverträgen, die über eine in der Geschäftsordnung für die 

Geschäftsführung festgelegte Grenze hinausgehen, 
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i) die Übernahme von Bürgschaften, Garantien sowie sonstigen Verpflichtungen zum 

Einstehen für fremde Verbindlichkeiten, 

j) allgemeine Vereinbarungen und Maßnahmen zur Regelung der arbeits- und versor-

gungsrechtlichen Verhältnisse der Beschäftigten. 

7. Die Geschäftsführung hat unverzüglich nach Wirksamwerden jeder Veränderung in 

den Personen der Gesellschafter oder des Umfangs ihrer Beteiligungen eine von ihr 

unterschriebene Gesellschafterliste der Gesellschafter zum Handelsregister einzu-

reichen. Die Veränderungen sind der Geschäftsführung schriftlich mitzuteilen und 

nachzuweisen. Als Nachweis sind im Allgemeinen entsprechende Urkunden in Urschrift 

oder beglaubigter Abschrift vorzulegen.  

Nach deren Aufnahme im Handelsregister hat die Geschäftsführung allen Gesellschaf-

tern unverzüglich eine Abschrift der aktuellen Gesellschafterliste zur Kenntnisnahme zu 

übersenden. 

 

§ 7  

Gesellschafterversammlung 

1. Ordentliche Gesellschafterversammlungen finden mindestens zweimal jährlich, davon 

einmal innerhalb von zwei Monaten nach Vorlage des geprüften Jahresabschlusses, 

statt. 

2. Gesellschafterversammlungen werden durch die Geschäftsführung einberufen. Jeder 

Geschäftsführer ist allein einberufungsberechtigt. Die Einberufung erfolgt schriftlich und 

unter Mitteilung der Tagesordnung mit einer Frist von zwei Wochen, in dringenden Fällen 

von mindestens einer Woche.  

3. Die Gesellschafterversammlungen finden am Sitz der Gesellschaft statt. 

4. Ein Vertreter der Universitäts- und Hansestadt Greifswald sowie die Mitarbeiter des Be-

teiligungsmanagements der Universitäts- und Hansestadt Greifswald haben das Recht, 

an den Sitzungen der Gesellschafterversammlung teilzunehmen. 

5. Über die Verhandlungen und Beschlüsse der Gesellschafterversammlung ist - soweit 

nicht eine notarielle Beurkundung stattzufinden hat - innerhalb von zwei Wochen eine 

Niederschrift anzufertigen, die von der Geschäftsführung und vom Vorsitzenden der Ge-

sellschafterversammlung zu unterzeichnen ist.  
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§ 8  

Gesellschafterbeschlüsse 

1. Gesellschafterbeschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 

gefasst, soweit die Satzung oder das Gesetz nicht zwingend eine andere Mehrheit vor-

schreiben. Jeder Geschäftsanteil gewährt eine Stimme.  

2. Der Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung unterliegen insbesondere:  

a) die Feststellung des Jahresabschlusses und die Verwendung des Jahresergebnisses,  

b) die Entlastung der Mitglieder der Geschäftsführung,  

c) die Wahl des Abschlussprüfers sowie die Erteilung von Sonderprüfaufträgen, 

d) der Wirtschaftsplan, 

e) die Bestellung und Abberufung der Geschäftsführung sowie Abschluss, Änderung, 

Aufhebung und Beendigung von Anstellungsverträgen mit Geschäftsführern,  

f) die Bestellung von Prokuristen und von Handlungsbevollmächtigten,  

g) Änderungen des Gesellschaftsvertrages, einschließlich Kapitalerhöhungen und  

–herabsetzungen sowie Auflösung der Gesellschaft, 

h) die Aufnahme weiterer Gesellschafter, 

i) die Teilung und die Zusammenlegung von Geschäftsanteilen, 

j) alle nach diesem Vertrag oder durch Beschluss der Gesellschafterversammlung für 

zustimmungsbedürftig erklärten Geschäfte. 

 

§ 9  

Wirtschaftsplan 

1. Die Gesellschaft stellt jährlich, rechtzeitig vor Beginn des Geschäftsjahres in sinngemä-

ßer Anwendung der für Eigenbetriebe geltenden Vorschriften einen Wirtschaftsplan auf. 

Der Wirtschaftsplanung ist eine fünfjährige Finanzplanung zugrunde zu legen.  

2. Der Universitäts- und Hansestadt Greifswald ist der durch die Gesellschafterversamm-

lung bestätigte Wirtschaftsplan rechtzeitig als Anlage zum gemeindlichen Haushaltsplan 

zur Kenntnis zu geben.  

3. Für die Wirtschaftsführung der Gesellschaft gelten die Grundsätze des § 75 KV M-V. Bei 

Auftragsvergaben kommen die für die Kommunen geltenden Vorschriften zur Anwen-

dung. 

4. Die Geschäftsführung unterrichtet die Gesellschafterversammlung regelmäßig, jedoch 

mindestens vierteljährlich, über die Entwicklung des Geschäftsjahres und die Einhaltung 

des Planes. Ebenfalls hat die Geschäftsführung dem Gesellschafter unverzüglich Bericht 

zu erstatten über außergewöhnliche Geschäftsvorfälle. 
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§ 10  

Jahresabschluss, Lagebericht, Prüfung und Ergebnisverwendung 

1.  Der Jahresabschluss der Gesellschaft (bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrech-

nung, Anhang) ist durch die Geschäftsführung entsprechend des § 264 HGB für das ver-

gangene Geschäftsjahr nach den für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften 

des dritten Buches des Handelsgesetzbuches innerhalb der gesetzlichen Fristen aufzu-

stellen und dem Abschlussprüfer zur Prüfung vorzulegen. Die § 286 Absatz 4 und § 288 

des HGB im Hinblick auf die Angaben nach § 285 Nummer 9 Buchstabe a und b des 

HGB finden keine Anwendung.  

2. Zusammen mit dem Jahresabschluss hat die Geschäftsführung einen Lagebericht ent-

sprechend den Vorschriften für große Kapitalgesellschaften aufzustellen und dem Ab-

schlussprüfer vorzulegen.  

3. Die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes erfolgt nach den Vorschriften 

des Kommunalprüfungsgesetzes M-V, soweit keine Prüfungspflicht nach dem Handels-

gesetzbuch besteht.  

4. Die Jahresabschlussprüfung hat eine Prüfung nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz zu 

umfassen.  

5. Der Universitäts- und Hansestadt Greifswald und dem Landesrechnungshof als zustän-

diges Organ für die überörtliche Prüfung stehen die Rechte aus § 54 Haushaltsgrundsät-

zegesetz zu.  

6. Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss zusammen mit dem Prüfungsbericht un-

verzüglich nach Eingang des Prüfungsberichtes des Abschlussprüfers der Gesellschaf-

terversammlung mit einem Vorschlag zur Ergebnisverwendung vorzulegen.  

Der Prüfungsbericht des Abschlussprüfers ist der Universitäts- und Hansestadt Greifs-

wald zu übersenden. 

7. Die Gesellschafterversammlung hat den Jahresabschluss und den Lagebericht zu prüfen 

und zu beraten. Sie beschließt über die Feststellung des Jahresabschlusses, die Ver-

wendung des Jahresergebnisses und die Entlastung der Geschäftsführer. 

 

§ 11 

Teilung und Abtretung von Geschäftsanteilen 

1. Die Teilung von Geschäftsanteilen oder Teilen davon ist nur mit Zustimmung aller Ge-

sellschafter zulässig. 

2. Die Abtretung und Verpfändung von Geschäftsanteilen oder Teilen davon ist nur mit Zu-

stimmung der Gesellschaft zulässig. Die Zustimmung bedarf einer vorherigen Einwilli-
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gung der Gesellschafterversammlung mit einer Mehrheit von Dreivierteln des gesamten 

Stammkapitals. 

 

§ 12  

Bekanntmachungen 

1. Die gesetzlich vorgeschriebenen Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen, soweit 

gesetzlich nichts anderes vorgeschrieben ist, im elektronischen Bundesanzeiger. 

2. Für die Offenlegung, Veröffentlichung und Vervielfältigung des Jahresabschlusses sind 

die Vorschriften des HGB anzuwenden. Des Weiteren sind die Maßgaben der KV M-V 

und des KPG zu beachten.  

 

§ 13  

Schlussbestimmungen  

1.  Soweit in diesem Vertrag auf Rechtsvorschriften Bezug genommen oder auf sie verwie-

sen wird, sind diese in der jeweils gültigen Fassung anzuwenden.   

2.  Soweit in diesem Vertrag Bezeichnungen, die für Frauen und Männer gelten, in der 

männlichen Sprachform verwendet werden, gelten diese Bezeichnungen für Frauen in 

der weiblichen Sprachform.  

3.  Alle das Gesellschaftsverhältnis betreffenden Vereinbarungen zwischen Gesellschaft und 

dem Gesellschafter bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform, soweit nicht kraft Ge-

setzes notarielle Beurkundung vorgeschrieben ist. Das gilt auch für einen etwaigen Ver-

zicht auf das Erfordernis der Schriftform.  

4. Soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist, gelten die Regelungen des GmbH-

Gesetzes und die ergänzenden kommunalrechtlichen Bestimmungen. Falls einzelne 

Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein sollten oder dieser Vertrag Lücken ent-

hält, wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Anstelle der 

unwirksamen Bestimmungen werden die Gesellschafter diejenige wirksame Bestimmung 

vereinbaren, welche dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung entspricht. Im 

Falle von Lücken werden die Gesellschafter diejenigen Bestimmungen vereinbaren, die 

dem entspricht, was nach Sinn und Zweck dieses Vertrages vernünftigerweise vereinbart 

worden wäre, hätte man die Angelegenheit von vornherein bedacht. 

5. Die Kosten dieses Vertrages und seiner Durchführung, sowie die durch die Gründung der 

Gesellschaft veranlassten Kosten und Steuern trägt der Gesellschafter.  



f Handwerkskammer

Ostmecklenburg-Vorpommern

Handwerkskammer Ostmecklenburg-Vorpommern
Houptveovtun:s3- Roteck 18002 Rostock Posffachl0 1204

Frau
Katrin Teetz
Universitäts- und Hansestadt Greifswald

Beauftragte für Beteiligungsmanagement

Postfach 3153
17461 Greifswald

22. Dezember2015

Herr Harrje
0381 4549-152

Gründung einer Gesellschaft für Sozial-, Pflege- und Hilfsdienstleistungen;

Stellungnahme der Handwerkskammer Ostmecklenburg-Vorpommern gemäß

§68 Absatz 7 KV M-V

Sehr geehrte Frau Teetz,

mit Ihrer e-mail vom 22.12.2015 bitten Sie die Handwerkskammer Ostmecklenburg

Vorpommern gemäß § 68 Absatz 7 der Kommunalverfassung M-V um Stellungnahme zu

den Auswirkungen der Gründung einer Gesellschaft für Sozial-, Pflege- und Hilfsdienstleis

tungen, der S0PHi Greifswald GmbH, auf das Handwerk.

Nach unserer Prüfung ist festzustellen, dass durch die Gründung der S0PHi Greifswald

GmbH die Interessen des Handwerks nicht berührt werden und somit keine negativen

Auswirkungen auf das Handwerk erkennbar sind.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

Hauptverwaltungssitz Rostock:
Schwaaner Landstraße 8,18055 Rostock

Telefon 0381 4549-0

‚4/
Bankverbindung:

A rri RostockerVolks-und

J BLZ13O90000,Kto,1084127

Abt III Ifl IBAN DE91 1309 0000 0001 0841 27
BIC GENODEF1HR1

Recht und H andwerksorgan isation Hauptverwaltungssitz Neubrandenburg:

Friedrich-Engels-Ring 11, 17033 Neubrandenburg

Telefon: 0395 5593-0

Telefax: 0395 5593-169

Bankvorbindung:

Raiba Seenpiatte eG

BLZ 15061618, Kto. 1 569422
IBM‘I DE37 1506 1618 0001 569422
BIC GENODEF1WRN

E-Mail: info@hwk-omvde

Intemet: httpi/www hwk-oniv.de

DAS HANWERK
DIE WIRTSCHAFTSMACHT. VON NEBENAN.



Neubrandenburg
für das östliche Mecklenburg-Vorpommern

IHK Neubrandenburg PF 11 0253 17042 Neubraridenburg

Universitäts- und Hansestadt Greifswald
Frau Katrin Teetz
Postfach 3153
17461 Greifswald

Ralf Pfoth

Leiter Geschäftsbereich Grundsatzangelegenheiten

E-Mail

ralf.pfoth@neubrandenburg.ihk.de

Tel.

0395 5597-200

Fax

Gründung einer Gesellschaft für Sozial-, Pflege- und Hilfsdienstleistungen

Sehr geehrte Frau Teetz,

vielen Dank, dass Sie uns die Gelegenheit einräumen, zu der geplanten Gründung der SoPHi
Greifswald GmbH gemäß § 68 Abs. 7 KV M-V Stellung nehmen zu können.

Gemäß § 68 Abs. 2 KV M-V ist die wirtschaftliche Betätigung einer Kommune nur zulässig, wenn
der öffentliche Zweck das Unternehmen rechtfertigt, das Unternehmen nach Art und Umfang in
einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der Gemeinde und zum voraus
sichtlichen Bedarf steht und die Gemeinde die Aufgabe ebenso gut und wirtschaftlich wie Dritte
erfüllen kann.

Die Notwendigkeit des Nachweises eines öffentlichen Zweckes und eines wichtigen Interesses
der Gemeinde an der Privatrechtsform gilt auch, wenn es sich nicht um die direkte Gründung
einer Gesellschaft durch eine Kommune, sondern eine Gründung durch ein Unternehmen oder
eine Einrichtung, an welchem die Kommune zu mehr als 20 % beteiligt ist, erfolgt.

Ausweislich des Entwurfes des Gesellschaftsvertrages soll die SoPHi Greifswald GmbH
wohnbegleitende Dienstleistungen einschließlich Unterstützung der Pflegebedürftigen erbringen.
Gemäß § 2 Abs. 2 KV M-V gehört die gesundheitliche und soziale Betreuung der Einwohner zum
eigenen Wirkungskreis einer Gemeinde. Damit ist ein öffentlicher Zweck gegeben. Jedoch ist der
Unternehmensgegenstand in § 2 Nr. 2 des Entwurfes des Gesellschaftsvertrages weiter gefasst,
indem dort als weitere Tätigkeiten Freizeitdienstleistungen, Umzugsservice, Schuldnerberatung
und Sicherheitsdienstleistungen, nicht beschränkt auf die Betreuung von Pflegebedürftigen,
angegeben ist. Laut Businessplan ist eine solche Beschränkung aber vorgesehen. Insoweit wird
angeregt, unter § 2 Nr. 2 erster Halbsatz einen Verweis auf Abs. 1 zur Klarstellung mit
vorzunehmen.

Im Businesspian bleibt unklar, wie der hohe Ansatz des Umsatzes insbesondere im zweiten Jahr
(2017) genau gerechtfertigt ist.

0395 5597-512

11. Januar 2016
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Anhand von Vergleichszahlen scheint der Ansatz der Umsatzerlöse recht hoch. Eine
Verdreifachung der Umsatzerlöse nach einem Jahr ist selbst vor dem Hintergrund einer stark

ansteigenden Zahl von Kunden sehr optimistisch angesetzt. Leider ist ab dem Jahr 2017 hierbei

keine genaue Abschätzung des Umsatzes je Kunde möglich, da die geschätzte Anzahl der

Kunden z.B. nicht nach Pflegestufen getrennt ausgewiesen ist.

Die Frage der Gegenfinanzierung der Verluste aus den Sozialen Diensten ist mit z.T. erheblichen
Unsicherheiten verbunden. Es bleibt unklar, inwieweit die Forderungen aus rückständigen Mieten

i.H.v. 615.000€ letztlich beglichen werden. Eine Senkung der Fluktuationsrate erscheint nicht
zuletzt vor dem Hintergrund der geplanten Beratungsdienstleistungen und der zukünftigen

Wohnraumsituation insgesamt möglich.

Im Bereich der ambulanten Pflege sind mehrere privatrechtliche Unternehmen am Markt tätig. Im

Businessplan werden diese teilweise aufgezählt. In Greifswald und Umgebung gibt es 35
privatwirtschaftlich tätige Unternehmen ohne gemeinnützige Einrichtungen, welche Pflege- und

hauswirtschaftliche Dienstleistungen anbieten. Soweit die SoPHi Greifswald GmbH
Koordinierungs- und Vermittlungstätigkeiten anbietet, ist dieses insoweit einmalig und kann auch
den bereits vorhandenen Unternehmen nützen. Daher wird angeregt, dass diese bei der

Vermittlung der Leistungen mit eingebunden werden. Soweit die SoPHi Greifswald GmbH die

ambulante Pflege und hauswirtschaftliche Tätigkeiten selbst anbieten wird, tritt sie in direkte
Konkurrenz der am Markt bestehenden Unternehmen. Dabei handelt es sich um

Kleinunternehmer, aber auch um Unternehmen mit mehreren Beschäftigten. Da beabsichtigt ist,

den Mietern günstigere Preise gegenüber den anderen Marktteilnehmern anzubieten, besteht die

Gefahr der Beeinträchtigung der Marktchancen der Privatunternehmer, wenn keine

entsprechende Einbindung und Nutzung der vorhandenen Strukturen erfolgt.

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gern zur Verfügung.

Mi,ffundIichen Grüßen

Industrie- und Handelskammer Neubrandenburg für das östliche Mecklenburg-Vorpommern

Postanschrift: Postfach 11 02 53 17042 Neubrandenburg

Sitz: Katharinenstral3e 48 17033 Neubrandenburg

Telefon: 0395 5597-0 Fax: 03955597-510 E-Mail: info@neubrandenburg.ihk.de Internet: www.neubrandenburg.ihk.de
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